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1. Gesetzliche Grundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1986
(BGBI. 1. S. 2253), zuletzt geandert durch Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes vom
23.11.1994 (BGBI. 1. S. 3486), Baunutzungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI. 1. S. 132, zuletzt geandert
durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22. April
1993 (BGBI. 1. S. 466); Bauordnung fiur das Land Nordrhein-Westfalen vom
13. April 1995 (GV. NW. S. 218, ber. S. 982); Gemeindeordnung des Landes
Nordrhein-Westfalen iIn der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV. NW. S. 666), zuletzt geandert durch das Gesetz vom 29.03.1996 (GV.
NW. S. 133).

2. Lage des Plangebietes
Das Plangebiet liegt im Stadtteil Butendorf. Es wird wie folgt begrenzt:

° im Norden von der sudlichen Grenze der Ringeldorfer Stralle
im Osten von den Ostlichen Grenzen der Flursticke 57 und 364 in der
Flur 39

° im Suden von der sudlichen Ausbaugrenze der Waldenburger Strale
im Westen von der ostlichen Grenze des Flursticks 70, dann weiter ent-
lang der westlichen Grenze des Flursticks 404 sowie westlichen und
nérdlichen Grenze des Flursticks 62, weiter entlang der westlichen
Grenze des Flursticks 65 bis zur Ringeldorfer StraBe (alle Flursticke
in der Flur 39).

Die genauen Grenzen des raumlichen Geltungsbereiches sind im Bebauungs-
plan mit einer schwarzen, unterbrochenen Linie umrandet.

3. Vorbereitende Bauleitplanung

Der Gebietsentwicklungsplan Regierungsbezirk Minster, Teilabschnitt ndrd-
liches Ruhrgebiet, stellt den o.g. Bereich als Wohnsiedlungsbereich dar.
Der im Dezember 1987 unwirksam gewordene Flachennutzungsplan der Stadt
Gladbeck sah fur die Flachen Wohnbaufl&chen vor.

Im Rahmen der Neuaufstellung des Flachennutzungsplanes werden die Wohn-
bauflachen entsprechend den Ausweisungen des unwirksam gewordenen Fla-
chennutzungsplanes als Wohnbaufldchen ausgewiesen.

Der Bebauungsplan ist aus dem FNP-Entwurf mit den dargestellten Zielen
abgeleitet.

Es wird davon ausgegangen, daR der neu aufgestellte Flachennutzungsplan
mit der o.g. Darstellung rechtswirksam wird.



4. Planungsziel

Der Bebauungsplan Nr. 38 - 4. Anderung -, Gebiet: WielandstraBe -,
rechtsverbindlich seit dem 08.04.1974, weist fur den Bereich Erlengrund/
Waldenburger Strafle eine siebengeschossige Bebauung mit zugehdriger Tief-
garage und oberirdischen Stellplatzen aus.

Die Bebauung konnte aufgrund bestehender Grundbesitzverhaltnisse bisher
nicht realisiert warden. Darlber hinaus entspricht die Bebauung mit einem
siebengeschossigen Gebaude nicht mehr heutigen stadtebaulichen Zielvor-
stellungen.

Nach Verkauf der freien Grundsticke an einen Bautrager sollen in Anpas-
sung an die Nachbarbebauung zweigeschossige Wohnhduser mit Satteldachern
in Form von Doppel- und Reihenhausern entstehen.

Fur die anschlielRenden Grundstiucke am Erlengrund bzw. Ringeldorfer Stralle
sollen weitere Baurechte auf den bis zu 65 m tiefen Grundsticken zuge-
lassen werden. Entsprechende Anfragen betroffener Eigentumer liegen vor.
Der Gesamtbereich ist durch Erschlielung von der Waldenburger Strale als
stadtebauliche Einheit neu zu ordnen.

5. Erlauterung der Planung

Die Neubebauung wird als "Reines Wohngebiet™ mit freistehenden Einfami-
lienhausern, Doppelhausern und Reithenhauszeilen ausgewiesen.

Die Bebauung wird in offener Bauweise mit zwei Vollgeschossen und Sattel-
dachern mit einer Dachneigung von 40° - 45° festgesetzt.

Die ErschlieRung erfolgt von der Waldenburger StrafRe Uber eine private
RingerschlieBung bzw. Uber private ErschlielBungswege.

Mit Ausnahme der Mittelhaduser der Reihenhauszeilen sind den Gebauden Ga-
ragen auf eilgenen Grundsticken unmittelbar zugeordnet.

Die Garagendacher sind mit einer extensiven Dachbegrinung zu versehen. Es
sollen nach Moéglichkeit heimische Arten beriucksichtigt werden.

Die vorhandene Bebauung an der Ringeldorfer Stralle bzw. am Erlengrund
wird bestandsorientiert festgesetzt.

Gestaltungsfestsetzungen gemall § 9 Abs. 4 i.V. mit 8 81 Bauordnung NW.
Die Gestaltungsfestsetzungen zur Bauwerksgestaltung beziehen sich ledig-

lich auf die Baugrundsticke, die erstmals durch diesen Bebauungsplan
Baulandqualitat erhalten bzw. bisher unbebaut sind.
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Ziel der Gestaltungsfestsetzungen ist es, fur den Wohnbaubereich im An-
derungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 38 eine grundsatzliche Uberein-
stimmung im auBeren Gestaltungsbild insbesondere iIn MaRstablichkeit,
Dachform und Umfeld zu erreichen. Die umliegende Bebauung ist abge-
schlossen. Eine Mischung von Gestaltungselementen (Verschieferung, Ver-
klinkerung, Putz) ist vorgegeben, die Festsetzungen der Architektur-
elemente sollen ein Mindestmall an Einheitlichkeit sicherstellen.

1.0 Bauwerksgestaltung
1.1 Dacher

Als Dachform ist das Satteldach festgesetzt. Die Firstrichtung ist inner-
halb der Baubldcke eingetragen.

Dachuberstande sind bis max. 0,75 m zulassig. Dachgauben und Dachein-
schnitte sind nur bis zur Halfte der Traufldnge zuldssig, soweit sie
unmittelbar zur Belichtung von Aufenthaltsrdumen im Dachgeschol3 erfor-
derlich sind.

Fur jeden zusammenhdngenden Gebaudeblock muf3 die Material- und Farbaus-
wahl zur Dacheindeckung einheitlich erfolgen.

1.2 AuRenwandflachen

Die AuBenwandflachen sind fur jeden zusammenhdngenden Gebaudeblock in
Material- und Farbauswahl einheitlich zu gestalten.

1.3 Ho6hen

Die Oberkanten der ErdgeschoRfuRbdden dirfen nicht hoher als 0,50 m Uber
StralRenfahrbahn bzw. Erschlielungsweg liegen. Drempel sind nur bis zu
einer H6he von 0,50 m zuléssig.

Die Traufhdhe darf in den Neubaubereichen 3,50 m Uber Erdgeschofl3fuRboden-
hohe nicht Uberschreiten.

Die Sockelhthen, Drempelhdéhen und Traufhdéhen sind bei zusammenhdngenden
Baukdrpern einheitlich vorzusehen.

2.0 Garagen und Stellplatze

Die Garagen sind mit Flachdachern zu versehen und hinsichtlich ihrer Ge-
staltung (Farbgebung) den Hauptgeb&uden anzupassen. Nebeneinanderliegende
Garagen sind einheitlich zu gestalten und in gleicher Hohe auszufihren.

Seiten- und Ruckwande von Garagen sind, soweit sie zu O6ffentlichen Ver-
kehrsflachen weisen, mit einheimischen, landschaftsgerechten Baumen und
Strauchern abzupflanzen bzw. mit Rankpflanzen zu versehen.

Die Stellplatze sind mit heimischen und standortgerechten B&umen und
Strauchern zu umpflanzen.



3.0 Nicht uUberbaubare Grundsticksflachen
3.1 Bodenbefestigungen

Grundstuckszufahrten, offene Stellplatze und Zuwege dirfen nur in der er-
forderlichen Breite (3 m/2,5 m/1,5 m) befestigt werden. Als Material sind
nur Natur- und Betonsteine sowie Ziegel mit einem Format von max. 30 x 30
cm mit Rasenfugen oder Rasengittersteine zu verwenden. Wassergebundene
Decken und Spurbahnen aus o.g. Materialien sind ebenfalls zulassig. Aus-
nahmen konnen beil Rampen fur Kellergaragen zugelassen werden.

Terrassen dirfen nur bis zu einer Grofle von 20 gm befestigt werden.

3.2 Einfriedungen

o

Vorgarteneinfriedungen sind nur bis zu einer H6he von 100 cm zulassig.

Fur die Wohngarten ist zur Abtrennung der Terrassen eine Einfriedung ab
Geb&udehinterkante bis zu eilner Gesamtlange von 400 cm zul&ssig. Die
Einfriedung kann in Sichtmauerwerk bis zu einer HO6he von 200 cm oder
als leichte Holzkonstruktion (Pergolen etc.) ausgefuhrt werden. Das
Mauerwerk ist den AuRenwandflachen des Gebaudes anzupassen.

° FUr Wohngarten, die an oOffentliche oder private Erschliessungsflédchen
grenzen, sind Laubhecken bis zu 180 cm HOhe sowie Maschendrahtzaune
bis 100 cm Ho6he zulassig, wenn sie mit Laubhecken oder von einheimi-
schen, standortgerechten Strauchbepflanzungen verdeckt werden.

BEGRUNDUNG der Gestaltungsfestsetzungen im einzelnen:
zu 1.1

Fur die gestalterische Einheitlichkeit des Baugebietes ist die Dachge-
staltung von wesentlicher Bedeutung. Da der Uberwiegende Teil des Bauge-
bietes bereits realisiert ist, wird eine bestandsorientierte Festsetzung
von Satteldachern vorgesehen.

Dachgauben und Dacheinschnitte werden in threr GroRe beschrankt, da grof3-
formatige Dachaufbauten wie auch Dacheinschnitte die geschlossene Wirkung
der Dachflachen sowie die Dominanz der Hauptdachflachen aufldsen kbénnen.

zu 1.2

Beil der Festsetzung der Aullenwandflachen ist unter Einbeziehung der vor-
handenen Baukorper lediglich die einheitliche Gestaltung der zusammen-
h&ngenden Geb&udebldcke vorgesehen.



zu 1.3

Das raumliche StraBlenbild wird mafRgeblich durch die Proportionen bzw.
hoéhenmdRige Entwicklung der Baukorper bestimmt. Um hier ein Mindestmalld an
Einheitlichkeit sowie ein malRstabliches Verhaltnis zwischen Mauerwerk und
Dach der jeweiligen Gebaude zu gewdhrleisten, werden Tfur Sockelhéhen,
Traufen und die HO6he des Drempels Hochstmalle festgesetzt.

Durch Begrenzung der Hohe (insbesondere der Drempel- und Traufenhohe)
soll ein malRstabliches und ausgewogenes Verhadltnis zwischen Mauerwerk und
Dach und eine nicht zu stark differierende H6henabwicklung gewahrleistet
werden. Die Begrenzung der Traufhthe auf 3,50 m erfolgt deshalb, weil das
2. Vollgescho3 als Dachgeschol? vorgesehen ist.

zu 2.0

Fur die Garagen wird im Sinne einer Ubergeordneten Einheitlichkeit, eine
Ausbildung in Anlehnung an das Hauptgebdude in einer entsprechenden Farb-
gebung vorgeschrieben.

zu 3.1

Die Begrenzung der Grundsticksbefestigungen auf ein Mindestmall sowie die
Materialbeschrankung sollen den AbfluR des Oberflachenwassers in die
Kanalisation mdglichst gering halten und einen einheitlichen Gestaltungs-
rahmen gewdhrleisten.

Zu 3.2

Das Anliegen der privaten Bauherren, ungestdrte Ruhezonen auf den Grund-
sticken zu schaffen, ist zu bericksichtigen. Die Abtrennung von Terrassen
wird somit bis zu einer Lange von 4 m und einer H6he von 2 m zugelassen.
Desweiteren werden Fur Wohngarten, die an Offentliche Verkehrsflachen
grenzen, hohere Einfriedungen in natidrlicher Gestaltung im Hinblick auf
einen gewlnschten Sichtschutz der privaten Zonen zugelassen.

Die Ausfiuhrung als Hecke bzw. Maschendrahtzaun mit Strauchbepflanzung
wird festgesetzt, um den Charakter des durchgrinten Wohngebietes zu un-
terstreichen und die Funktion der WohnstralRen auch als attraktive FulRweg-
verbindungen zu unterstitzen.

6. ErschlielRung

Die HaupterschlielBung des Neubaubereiches erfolgt Uber eine private Ring-
erschliellung von der Waldenburger Strale. Daruber hinaus werden Kkurze
private Stichwege zur ErschlielBung kleinerer Einheiten vorgesehen. Die
Flachen werden als Flachen mit Geh- Fahr- und Leltungsrecht zugunsten der
Anlieger und Versorgungstrager festgesetzt.



Die ErschlieRBungsflachen sollen durch den Bautrager der GesamtmalRhahme
erstellt werden. Zwischen dem Bautrager und der Stadt Gladbeck ist ein
stadtebaulicher Vertrag abgeschlossen worden. Hierbei verpflichtet sich
der Bautrager zum Ausbau der privaten ErschlielBungsflachen entsprechend
einer mit der Stadt Gladbeck abgestimmten Ausfuhrungsplanung.

Die StraRenflachen sollen als Mischflache mit einer Pflasterdecke ausge-
baut werden. Die Ausbaubreiten betragen 5,5 m bzw. 6,5 m und sind so
dimensioniert, dal eine Befahrung durch Mullfahrzeuge gewdhrleistet ist.

7.0 Ver- und Entsorgung

Ver- und Entsorgungsleitungen liegen iIn den vorhandenen offentlichen
StralBen. Die geplante Neubebauung ist durch Erweiterung dieser Systeme zu
sichern.

Aufgrund der Novellierung des 8§ 51 a Landeswassergesetz wird Tfur die
Niederschlagswasser von Grundstiucken, die nach dem 01.01.1996 erstmals
bebaut, befestigt oder erstmals an die Offentliche Kanalisation ange-
schlossen werden bestimmt, dal diese vor Ort zu versickern, zu verrieseln
oder in ein Gewasser einzuleiten sind, sofern dies auf Dauer ohne Beein-
trachtigung des Wohls der Allgemeinheit moglich ist. Dies gilt auch fir
das Niederschlagswasser, das aufgrund einer nach bisherigem Recht geneh-
migten Kanalisationsnetzplanung gemischt mit Schmutzwasser einer offent-
lichen Abwasserbehandlung zugefiuhrt wird oder zugefuhrt werden soll, so-
fern nicht ein technisch oder wirtschaftlich unverhaltnismalliger Aufwand
fur eine Beseitigung vor Ort erforderlich ist.

Der Bautrager der Neubaumalnahmen hat eine Bodenuntersuchung zur Ermitt-
lung der Versickerungsmoglichkeit des Regenwassers in Auftrag gegeben mit
dem Ergebnis, das fur eine Planung der Versickerungsanlagen im oberen
Horizont des Untergrundes, d.h. etwa 1 bis 1,5 m Tiefe von mittlerer bis
gunstiger - und darunter von mittlerer bis unglunstiger Untergrundbeschaf-
fenheit auszugehen ist.

In dem zwischen dem Bautrager und der Stadt Gladbeck abgeschlossenen
stadtebaulichen Vertrag verpflichtet sich der Bautrager zum Ausbau der
privaten ErschlieBungsflachen entsprechend einer mit der Stadt Gladbeck
abgestimmten Ausfuihrungsplanung. Innerhalb dieser Ausfuhrungsplanung ist
eine Regenwasserkanalisation mit Rigolenversickerung vorgesehen, so dal}
das auf den befestigten Strallen- und Wegeflachen anfallende Regenwasser
nicht der Mischwasserkanalisation der Waldenburger Stral3e zugefuhrt wird.

Fur die Dachflachenentwdsserung ist eine Versickerung in Rigolen auf den
Baugrundsticken vorgesehen. Die entsprechenden Anzeigen zur Versickerung
von nicht verunreinigtem Niederschlagswasser sind im Baugenehmigungsver-
fahren zu stellen.



8.0 Bergbauliche Anpassungs- und Sicherungsmalinahmen
Bergbauliche Anpassungs- und Sicherungsmalnahmen sind nicht erforderlich.
9.0 Denkmalschutz und Denkmalpflege

"Bei Bodeneingriffen koénnen Bodendenkmaler kulturgeschichtliche Boden-
funde, d. h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veranderungen und Verfar-
bungen iIn der natiurlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden.

Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist der Stadt Gladbeck - Untere Denk-
malbeh6rde - und dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Westfalisches
Museum TFir Archaologie, Amt fTur Bodendenkmalpflege in Minster unverzlg-
lich anzuzeigen.

Die Endeckungsstatte ist mind. 3 Werktage lang in unverandertem Zustand
zu erhalten (88 15, 16 DSchG Nw)."

10.0 MaRnahmen des Immissionsschutzes
Besondere MalRnahmen des Immissionsschutzes sind nicht erforderlich.
11.0 Altlasten

Im Bereich des Bebauungplanes Nr. 38 - 12. Anderung - befindet sich die
Altlastenverdachtsfldche 'Bombentrichter Waldenburger StralRe / Ecke
Erlengrund” (Kataster Nr. 42, StUA-Nr. 4408/221). Der im Altlastenkatas-
ter abgegrenzte Bereich wurde 1992 durch das Hygiene-Institut untersucht
(Gutachten vom 10.08.1992). Es wurden nur geringmachtige (ca. 35 cm)
Aufschiuttungen und keine relevanten Schadstoffgehalte im untersuchten
Probenmaterial ermittelt. Es ist nicht auszuschliellen, dalR der Bomben-
trichter durch die drei Bohrungen nicht getroffen wurde und bei Aushub-
maBhahmen der verfillte Bombentrichter angetroffen wird. Sollte dies der
Fall sein, sind die Aushubarbeiten einzustellen bzw. an anderer Stelle
weiterzufihren.

Zur Einleitung weiterer MaBnahmen ist das Amt fiur offentliche Ordnung
sowie der Oberkreisdirektor Recklinghausen als Untere Abfallwirtschafts-
behérde umgehend in Kenntnis zu setzen.

12.0 Kosten

Die Kosten der Erschliellung tragt der Bautrager.

Durch die Anderung des Bebauungsplanes sind somit keine oOffentlichen
Aufwendungen erforderlich.

13.0 Eingriffsbewertung fir die Inanspruchnahme von Freiraum

Die Arrondierung des Wohnbereiches zwischen der Waldenburger StralRe und
Ringeldorfer StralRe lost nach dem Investitionserleichterungs-
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und Wohnbaulandgesetz gemall § 8 a Bundesnaturschutzgesetz Ausgleichs- und
Ersatzmallnahmen aus. Die Eingriffsbewertung und Ermittlung des Kompensa-
tionsbedarfes ist durch das Griunflachenamt der Stadt Gladbeck vorgenommen
worden.

Unter Berucksichtigung bereits bestehender Baurechte entsprechend des
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 38 wird eine geringfligig zusatz-
liche Versiegelung als vertretbar angesehen.

AusgleichsmaBnahmen werden im Planbereich vorgenommen.
Hierbei sind vornehmlich die Festsetzungen von Pflanzflachen und exten-
sive Dachbegrinung von Garagen zu nennen.

In dem zwischen Bautrager und Stadt Gladbeck abgeschlossenen stadtebau-
lichen Vertrag verpflichtet sich der Bautrager zur Durchfihrung der Be-
pflanzung der vorgesehenen Kompensationsflédchen (flachenhaftes Pflanzge-
bot) gemaR § 8 a BNatSchG auf seine Kosten einschlieRlich der Ubernahme
der Entwicklungs- und Unterhaltungspflege der Grinflachen.

Die Bewertung des Eingriffs sowie Bilanzierung sind dieser Begrindung als
Anlage beigefigt.

Gladbeck, den 19.09.1996

L

- Welf§ -



Anlage zu Punkt 13 der Begriindung

Grunflachenamt Gladbeck, 21.11.95
-67/2 - Le/Schm 2051

Einariffsbewertung

Boden / Wasserhaushalt

Dieses Schutzgut wird im Rahmen der Entwasserungsplanung abgehandelt.

Klima | Lufthygiene

Durch die Anderung des Bebauungsplanes ist mit keiner hoheren Beeintrachti-
gung des Schutzgutes Klima / Lufthygiene zu rechnen, da die Geschol3héhe
reduziert wird.

Erholung | Landschaftsbild

Auch hier wirkt sich das Herabsetzen der Geschof3héhe eher positiv auf das
Landschaftsbild aus. Es ist keine weitere Beeintrachtigung fur dieses Schutzgut
zu erwarten.

Biotopschutz | Artenschutz

Die Bestandaufnahme erfolgte fir den Bebauungsplanentwurf 38, 12. Ande-
rung, Gebiet: Wielandstral3e lber eine Biotoptypenkartierung, Grundlage war
die Kartierung der Biotoptypen aus dem Gutachten von Heimer und Herbstreit
Umweltplanung. Bei der Ermittlung des Bestandes wurden die Flachengréf3en
der einzelnen Biotoptypen ermittelt.



Bestand/Biotopiypen:

Biotoptyp Kurzbeschreibung Flachengrolle
HW2,tt Brachflache der Wohn- 7.200 m?
bebauung, verbu-

schend.
HK1 Obstgarten 4.200 m?
Summe 11.400 m2

Bei der Bewertung des Eingriffes ist zu berlcksichtigen, dal3 im rechtsverbind-
lichen Bebauungsplan 38, 4. Anderung zwei 7-geschossige Wohnhauser mit
Tiefgarage, Stellplatzanlage, Flache fur Abfall sowie Spielplatzflachen festge-
setzt sind. Im Bebauungsplanentwurf 38, 12. Anderung werden die Flachen als
Wohnbauflache, 2-geschossig, ausgewiesen.

Bei der Gegenuberstellung der Bebauungsplane 38, 4. Anderung und 38, 12.
Anderung sind die Flachen des Spielplatzes nicht beriicksichtigt worden.

Gegenuberstellung versiegelter Flachen:

Bebauungsplan 38, 4. Anderung 38, 12. Anderung
Uberbaubare Flachen 1.550 m2 2.660 m2
Garagen, Stellplatz- 2.310 m2 685 m2

flachen, Tiefgaragen

ErschlieBungsflachen 2.500 m2 3.440 m2

Summe 6.360 m2 6.785 m2

In der nachfolgenden Tabelle erfolgt die Bilanzierung der zusatzlichen Versiege-
lung. Die Berechnung erfolgt auf der Grundlage des vereinfachten Bewertungs-
verfahrens des Kreises Recklinghausen. Die AusgleichsmafRnahmen finden am
Eingriffsort statt.

67 txt biotop



Bilanzierung

Biotoptyp Wertfaktor zusatzliche Versiegelung Ausgleichsmallnhahmen am
Eingriffsort

Grolie Biotopwert Grolke Biotopwert
Obstgarten 40 425 m? 1.700
Pflanzflache 2,0 700m? 1.400
(neu)
Dachbegriinung 05 650m? 325
Summe 1.700 1.725

Die Bilanzierung fallt positiv aus. Somit werden die AusgleichsmalRhahmen als

ausreichend angesehen.

67 txt biotop2
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Biotoptypen
HK 1 ~ Obstgarten 4.200 m2
HW 2 tt - Brachfldche der Wohnbebauung,

verbuschend 7.200 m
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	Die Bilanzierung fällt positiv aus. Somit werden die Ausgleichsmaßnahmen als ausreichend angesehen.


